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111. Sitzung des Ausschusses für Jugend, Soziales und Gesundheit am 10. April 2019 
in Frechen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
anbei übermitteln wir Ihnen die Vorberichte für die am 
 

Mittwoch, 10. April 2019 
- 10.00 Uhr – 

im Rathaus der Stadt Frechen 
Neuer Sitzungssaal, 

Johann-Schmitz-Platz 1-3, 50226 Frechen 
 

 
stattfindende 111. Sitzung unseres Ausschusses für Jugend, Soziales und Gesundheit.  
 
Falls noch nicht geschehen, melden Sie sich bitte zur Sitzung an.  
 
Wir wünschen Ihnen eine gute Anreise und verbleiben für heute  
 
mit freundlichen Grüßen 
 
 

 
 
Horst-Heinrich Gerbrand 
 
 
Anlagen 
 

 Der Geschäftsführer 
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ZWAR Zentralstelle NRW  
 
Das Projekt ZWAR Zentralstelle NRW wurde 1979 an der heutigen TU Dortmund gegründet 
und wird seit 1984 vom Land NRW, aktuell durch das Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales, gefördert und vom gemeinnützigen ZWAR e. V. getragen. Die Abkürzung 
„ZWAR“ steht für „Zwischen Arbeit und Ruhestand“.  Damals ging es um den Versuch, In-
dustriearbeiter auf den „vorzeitigen“ Ruhestand vorzubereiten. 
 
Heute unterstützt die ZWAR Zentralstelle NRW Kommunen darin, eine Infrastruktur für 
selbstorganisierte ZWAR Netzwerke vor Ort aufzubauen, um damit Teilhabe, Mitgestaltung 
und bürgerschaftliches Engagement älterer Menschen zu ermöglichen. 
 
Am Aufbau und Erhalt dieser Infrastruktur sind Akteure aller Ebenen – Kommunalverwal-
tung, hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Seniorenarbeit sowie Teilneh-
mende von ZWAR Netzwerken beteiligt. Die ZWAR Zentralstelle NRW berät und qualifiziert 
diese Akteure beim Aufbau der Infrastruktur und fördert so die Qualität und Langlebigkeit 
der ZWAR Netzwerke. 
 
Ziel der ZWAR Zentralstelle ist, Kommunen zu befähigen 
 
• Teilhabe älterer Menschen am Leben in Gemeinschaft  
• Mitgestaltung und  
• bürgerschaftliches Engagement 
 
vor Ort zu ermöglichen.  
 
Übergeordnetes Ziel der Arbeit der ZWAR Zentralstelle NRW ist die Verbesserung der Le-
bensqualität aller Generationen in ihren Wohnquartieren. 
 
Das ZWAR-Angebot ist eine kostengünstige, effiziente und individuelle Beratungsleistung 
für Kommunen zur Entwicklung und Umsetzung einer zukunftsfähigen, seniorengerechten 
Quartiersentwicklung, um die Herausforderungen des demografischen Wandels aktiv zu 
gestalten. Zudem werden Qualifizierungen von Kommunalverwaltungen, Netzwerkbeglei-
tungen und Netzwerkteilnehmenden für den Aufbau und Erhalt von ZWAR Netzwerken 
angeboten. 
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Für die Zukunft gilt es, die alternde Gesellschaft nicht als defizitär und problembeladen 
wahrzunehmen, sondern die Chancen des demografischen Wandels für alle Generationen 
zu betonen.  
 
Es ist notwendig, die Weichen zu stellen für eine Gesellschaft des lebenslangen Lernens 
aller Generationen und des Engagements aller Beteiligten, der älteren und der jüngeren 
Menschen, der Kommunen, der Entscheidungsträger in Politik und Verwaltung, der Akteure 
der sozialen Arbeit (mit älteren Menschen) und der Akteure in Vereinen, Verbänden, Initia-
tiven und Gewerkschaften. 
 
Die Förderung von Eigenverantwortung jedes Einzelnen, die Förderung von Mitverantwor-
tung für die schwächeren Mitglieder unserer Gesellschaft und die Förderung von Gemein-
schaft, Zugehörigkeit und Wertschätzung aller Menschen in ihrer Vielfalt und Andersartig-
keit erhält zentrale Bedeutung. Die Gestaltung einer inklusiven Gesellschaft, in der jeder 
seinen Platz hat, benötigt Strukturen, die es den Menschen ermöglichen, ihre Kompetenzen 
und Ressourcen zum Nutzen unserer Gesellschaft einzubringen. 
 
Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW (MAGS) hat angekün-
digt, die gesamte Förderung der ZWAR Zentralstelle NRW zum 31.12.2019 zu beenden. Im 
Übrigen wird auf den Vortrag des Berichterstatters verwiesen. 
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4a)  Bericht aus der Bundesarbeitsgemeinschaft ASD/KSD 
   
 Die Geschäftsstelle befindet sich aktuell im Austausch mit der Bundesarbeitsgemein-

schaft ASD/KSD. Der Vorsitzende der Bundesarbeitsgemeinschaft, Herr Materla und 
der stellvertretende Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Herr Termath beabsichti-
gen als Referenten über folgende Themen zu informieren: 

 
Informationen zur BAG ASD/KSD 
 
 Gründung, Aufgaben und Zusammensetzung der BAG ASD/KSD 
 Einbindung der BAG ASD/KSD im kommunalen Jugendhilfe- und   
  Verbändespektrum - aktuelle Aktivitäten und Projekte (auch auf Länderebene) 
 
Kinderschutz im Kontext der SGB VIII Reform 

 
 Ergebnisse (Fazit) der Dialogforen auf Bundesebene  
 Vorschlag der BAG ASD/KSD zu § 4-5 des KKG (siehe Anlage ) 

 
 
4b) Schlussfolgerungen aus dem Fall Lüdge 
 
4b.1 Beschlussvorschlag: 
  

 Der Ausschuss spricht sich dafür aus, im Missbrauchsfall Lügde umfassend die kon-
kreten Ursachen zu analysieren und zu prüfen, welche Konsequenzen daraus gezogen 
werden müssen. Ad-hoc-Maßnahmen, wie beispielsweise Organisationsuntersuchun-
gen aller Jugendämter ohne eine entsprechende Analyse des Sachverhalts werden 
strikt abgelehnt. 
 
Der Ausschuss regt an, unter Federführung des Jugendministeriums eine Fachkom-
mission mit Expertinnen und Experten aus dem Bereich Jugendhilfe einzuberufen, an 
der auch Vertreter der Polizei und der Justiz sowie weitere Verbände – wie die kom-
munalen Spitzenverbände – beteiligt werden sollten.  
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4b.2 Begründung: 
 

 Am 07. März 2019 fand eine Besprechung der kommunalen Spitzenverbände mit Mi-
nisterialdirigent Walhorn und Ltd. Ministerialrat Schattmann statt. Die Vertreter des 
Ministeriums wiesen darauf hin, dass sie im Fall Lügde zahlreiche Anfragen aus der 
Presse, von besorgten Eltern, von Institutionen und sonstigen Personen erhalten hät-
ten.  
 
Die kommunale Seite betonte, dass zunächst die Ursachen des Falles genau analysiert 
werden müssten. Erst darauf gestützt dürften konkrete Maßnahmen folgen. Die Ver-
treter des Ministeriums hoben in diesem Zusammenhang hervor, dass Gegenstand 
der Diskussion immer wieder eine schlechte Betreuungsrelation im ASD der Jugend-
ämter sei. Nach Rückmeldung der TU Dortmund sei die Betreuungsrelation in Nord-
rhein-Westfalen etwas besser als der Bundesdurchschnitt. Für das Ministerium ist es 
allerdings problematisch, dass von einzelnen Jugendämtern keine Zahlen vorliegen. 
Diese würden teilweise bei der TU Dortmund vorliegen, sie seien allerdings von den 
Jugendämtern zur Weiterleitung an das Ministerium nicht freigegeben worden. Dis-
kutiert wurde zudem die Altersstruktur im ASD. Als Nachwuchskräfte stünden häufig 
Berufsanfänger ohne Berufserfahrung zur Verfügung.  
 
Das MKFFI lenkte die Diskussion auch auf die Größe der Jugendämter. Es stellte sich 
insbesondere die Frage, ob in kleineren Jugendämtern entsprechend qualifiziertes 
Personal vorhanden sei, um mit der Unterbringung in Pflegefamilien angemessen 
umzugehen. Die Geschäftsstelle betonte in dem Gespräch, dass im konkreten Fall gar 
kein kleines Jugendamt einer kreisangehörigen Kommune betroffen sei. Daher sei 
dieser Ansatz weder zielführend noch sachgerecht. Das Ministerium entgegnete, dass 
es sich bei dem Jugendamt des Kreises Lippe um ein relativ kleines Jugendamt handle. 
Nach Informationen des Landkreistages NRW ist dieses Jugendamt in personeller Hin-
sicht keineswegs knapp ausgestattet.  
 
Thematisiert wurden auch, ob zur Situation in den 186 nordrhein-westfälischen Ju-
gendämtern eine Untersuchung durchgeführt werden soll. In der Runde war man sich 
dessen bewusst, dass dies ohne freiwillige Beteiligung der Jugendämter nicht möglich 
sei.  
 
In der Angelegenheit beabsichtigt die Geschäftsstelle Minister Dr. Stamp anzuschrei-
ben. Zum Zeitpunkt der Erstellung des Vorberichtes war noch unklar, ob es zu einem 
Schreiben der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände kommen wird. 
Nach Auffassung der Geschäftsstelle sollte das MKFFI eine Fachkommission mit Ex-
pertinnen und Experten aus dem Bereich Jugendhilfe einberufen, an der auch Vertre-
ter der Polizei und der Justiz sowie weitere Verbände – wie die kommunalen Spitzen-
verbände – beteiligt werden. Nach einer umfassenden Ursachenanalyse sollten Vor-
schläge für rechtlich und fachlich notwendige Maßnahmen zur Vermeidung weiterer 
Fälle von Kindesmissbrauch erarbeitet werden. 
 
Die Geschäftsstelle wird in der Sitzung über den aktuellen Sachstand berichten. 
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Weiterentwicklung	des	Kinderschutzes	
	
Plädoyer	für	die	Einrichtung	multiprofessioneller,		
örtlicher	Beratungsstrukturen	zu	Beratung			
gewichtiger	Anhaltspunkte	für	eine	Kindeswohlgefährdung	
im	Kontext	des	SGB	VIII	Reformprozesses	
	

	
	

 
Die gesetzliche Entwicklung der Kinderschutzarbeit seit 2006 (Einführung des § 8a SGB VIII) verläuft 
überwiegend als symmetrische Interaktion: die Verdichtung bis Perfektionierung absicherungsorientierter 
Vorgaben sollen Sicherheiten „zur Verhinderung von...“ schaffen (Bund: Gesetz, Länder: Verordnungen, 
Empfehlungen und kommunale örtliche Standards, Dienstanweisungen). 
 
Die Versicherung der Experten bei der Einführung des §8a SGB VIII: die fachlichen Standards müssen von den 
Fachkräften eingehalten werden – aber der Einschätzungsvorgang selbst unterliegt dem Beurteilungsspielraum 
„fachlichen Könnens“, gerät zunehmend in Zweifel. Dies, obwohl eine Prognose keine Gewissheit darstellt und 
Gefährdungseinschätzungen immer relativ und perspektivisch getroffen werden. 
Dieser notwendige Spielraum der fachlichen „Einschätzung im Zusammenwirken mehrer Fachkräfte“ wird 
inzwischen von manchen Gerichten und Gutachtern implizit negiert. Es wird erwartet, dass SozialarbeiterInnen 
auf der Basis ihrer Qualifikation in den Familien alle Risiken erkennen, jeden Widerspruch aufdecken, immer 
wirksam und stets rechtzeitig schützen! 
Diese überzogene und nicht realisierbare Erwartungshaltung und der daraus entstehende Erwartungsdruck, 
schwächen das Vertrauen in das eigene professionelle Handeln und löst bei vielen Fachkräften und 
Studierenden erhebliche Vorbehalte aus, wenn vom ASD die Rede ist („Hochrisiko-Job“ etc.). 
Diese Entwicklungen wirken sich zudem negativ auf die Attraktivität des Arbeitsfeldes aus, es gibt  
schließlich genügend Beschäftigungsoptionen in der Sozialen Arbeit, auch außerhalb der ASDs. 
 
Darüber hinaus gehen hiermit für die betroffenen Kinder und Jugendlichen sehr problematische Konsequenzen 
einher. Nur fachlich kompetente und selbstbewusste ASD-Mitarbeiter/innen sind in der Lage, die komplexen 
und schwierigen Aufgaben im Kinderschutz zu erfüllen.  
 
Die BAG ASD/KSD plädiert mit Blick auf die anstehende SGB VIII Reform dafür, die Dynamik des 
symmetrischen Wettlaufs zu unterbrechen: die eben nicht lückenlos und umfänglich erfüllbare „Garantie“ des 
Kinderschutzes durch den ASD – angesichts von Pflichtverletzungen Schutzpflichtiger an Minderjährigen 
(häufig in der häuslichen Privatsphäre) – erfordert keine weiteren „Regeln“, sondern vielmehr eine strukturelle 
Weiterentwicklung, die durch professionalitätsfördernde, komplementäre und  qualifizierende Angebote der 
Komplexität und Vielfalt dieses Auftrages gerecht wird. 
 
Multiprofessionelle und institutionelle Kooperation sind ein zentrales Element. Solche lokalen 
Unterstützungsinstrumente im Kernbereich des Kinderschutzes sind auch formalisierter Ausdruck der sog. 
Staatlichen Gemeinschaft. Sie ermöglichen eine kompetente und professionsübergreifende Beratung und 
hiermit verbundene Perspektiverweiterung für alle Beteiligten. Darüber hinaus erweitern sie die Basis auf deren 
Grundlage die ASD Fachkräfte die Einschätzung bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine 
Kindeswohlgefährdung vornehmen. 
Dieser Grundgedanke ist bereits in §3 KKG im präventiven Bereich angelegt – eine Ausweitung auf den 
konkreten Kinderschutz bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung wäre aus unserer Sicht 
dringend geboten. 
 
Die Qualifizierung und Erweiterung des Sichtfeldes bei Einschätzungsprozessen gem. § 8a SGB VIII muss 
rechtlich und fachlich im Vordergrund stehen. Ziel ist unserer Initiative ist die rechtliche Verankerung eines 
multiprofessionellen, lokalen Beratungsformats.  
 
Solche multiprofessionellen Beratungsformate sind aus Sicht der unterzeichnenden Personen eine wichtige und 
zudem attraktive Ergänzung, für professionelle Einschätzungsprozesse im Kinderschutz dar und tragen zu einer 
qualifizierten und professionalitätsfördernden Weiterentwicklung ebendieser bei. Sie bieten allen Beteiligten 
fachlich erweiterte Orientierungen und Perspektiven an, die insbesondere die Einschätzung der ASDs erheblich 
bereichern und dadurch zu einem besseren Schutz von Kindern und Jugendlichen beitragen können. 

 
             
eMail: info@bag-asd-ksd.de 
 
 
 
 
 
 
 
eMail: info@bag-asd-ksd.de  
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Weiterentwicklung	des	Kinderschutzes	durch	Kooperation	und	Konsultation	
Vorschlag	zu	einer	multiprofessionellen	Beratungsstruktur	bei	der	Einschätzung	von	

Kindeswohlgefährdungen	und	Kooperation	im	Kinderschutz	
	
	
	
I.	Vorbemerkung	
Multiprofessionelle	Zusammenarbeit	findet	im	Kinderschutz	in	zwei	Bereichen	statt,	die	konzeptionell,	
fachlich	und	rechtlich	deutlich	getrennt	werden	müssen:	
Zum	einen	die	fallunabhängige	Zusammenarbeit	in	Netzwerken	oder	Arbeitskreisen,	die	der	generellen	
Verständigung	über	Verfahren	und	Begriffe	bei	der	Umsetzung	des	Schutzauftrages	dienen.	Konkrete	
Aufgaben	dieser	Arbeitskreise	können	sein:	

• Verabredung	von	Verfahren	der	Zusammenarbeit	bei	der	Wahrnehmung	des	Schutzauftrages	
• Rollenklärung	zwischen	den	Beteiligten	
• Verständigung	über	grundlegende	Begriffe	
• Kennenlernen	der	Personen	(face	to	face	-	Beziehung	als	Schlüssel	für	gelingende	Kooperation	im	

Einzelfall).	
Zum	anderen	die	Kooperation	der	Beteiligten	im	Einzelfall	zur	Verabredung	von	Schutz-	und	
Hilfekonzepten	für	Familien	in	problematischen	Lebenssituationen	und	Kinder,	bzw.	Jugendliche	deren	
Wohl	gefährdet	ist/sein	könnte.	Aufgaben	der	Zusammenarbeit	können	hier	sein:	

• Austausch	unterschiedlicher	Perspektiven	auf	das	Kind/den	Jugendlichen	zur	Einschätzung	
möglicher	Gefährdungen	

• Austausch	über	Möglichkeiten	und	Erfordernisse	zur	Abwendung	der	Gefährdung	
• Austausch	über	Handlungsmöglichkeiten	und	-grenzen	der	Eltern	zur	Abwendung	von	

Gefährdungen	
• Ermittlung	von	Bedarfen	des	Kindes	/des	Jugendlichen(insbesondere	bezüglich	der	

Abwendungen	von	Gefährdungen)	
• Austausch	über	Handlungsmöglichkeiten	der	verschiedenen	Helfersysteme	zur	Unterstützung	der	

Eltern	bei	der	Abwendung	der	Gefährdungen	
• Gemeinsame	Suche	nach	Lösungen	und	Wegen	
• Verabredungen	zu	verbindlichem	Handeln	(Abschluss	entsprechender	fallbezogener	

Vereinbarungen	über	zu	erbringende	Leistungen)	
	
Für	beide	Bereiche	werden	im	Folgenden	Vorschläge	gemacht,	die	in	der	Form	eines	Gesetzes	
ausformuliert	sind.	Damit	soll	nicht	einem	möglichen	Gesetz	vorgegriffen	werden	oder	die	Position	des	
Gesetzgebers	eingenommen	werden.	Diese	Form	der	Darstellung	dient	ausschließlich	der	
Konkretisierung	der	Überlegungen	zur	Gestaltung	bzw.	Qualifizierung	interdisziplinärer	Kooperationen	
zum	Schutz	von	Kindern	und	Jugendlichen	vor	Gefahren.		
	
	
	
	
II.	Vorschlag	für	eine	Gesetzesformulierung		
1.Ergänzung	des	§	4	KKG		
				Beratung	und	Übermittlung	von	Informationen	durch	Geheimnisträger	bei	Kindeswohlgefährdung	

	
(4)	Der	Träger	der	öffentlichen	Jugendhilfe	soll	die	Bildung	eines	multiprofessionellen	Beratungsorgans	
anstreben,	in	dem	in	hierfür	geeigneten	Fällen,	die	in	Abs.	1	genannten	Personen,		
über	gewichtige	Anhaltspunkte	für	eine	Gefährdung	des	Kindeswohls	gemeinsam	mit	dem	Jugendamt	
beraten	(Konsultationsverfahren).	Das	Verfahren	kann	im	Einzelfall	sowohl	auf	Anregung	eines	
beteiligten	Berufsgeheimnisträgers	gem.	§1	als	auch	vom	Jugendamt	initiiert	werden.	
Die	Personensorgeberechtigten	und	die	Kinder	und	Jugendlichen	sind	in	die	Beratung	einzubeziehen,	es	
sei	denn,	dass	dadurch	der	wirksame	Schutz	der	Kinder	und	Jugendlichen	in	Frage	gestellt	wird.		
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(5)	In	den	Fällen,	in	denen	keine	Beratung	nach	§	4	Abs.	4	KKG	stattgefunden	hat,	soll	das	Jugendamt	den	
in	Abs.	1	genannten	Personen,	die	Daten	übermittelt	haben,		zeitnah	eine	Rückmeldung	geben,	ob	es	die	
gewichtigen	Anhaltspunkte	für	die	Gefährdung	des	Wohls	des	Kindes	oder	Jugendlichen	bestätigt	sieht	
und	ob	es	zum	Schutz	des	Kindes	oder	Jugendlichen	tätig	geworden	ist	und	noch	tätig	ist.	
	
	
2.		Einfügung	eines	neuen	§	5	KKG	
§	5	Arbeitszusammenschluss	zur	Wahrnehmung	des	Schutzauftrags	bei	Kindeswohlgefährdung	
		
	(1)	Es	wird	in	jedem	Jugendamtsbezirk	durch	den	örtlichen	Träger	der	öffentlichen	Jugendhilfe	ein	
Arbeitszusammenschluss	zur	Wahrnehmung	des	Schutzauftrags	bei	Kindeswohlgefährdung	aufgebaut	
und	weiterentwickelt.	Dies	kann	auch	in	Kooperation	mehrerer	Jugendämter	geschehen.	
(2)	Der	Arbeitszusammenschluss	hat	die	Aufgabe,	die	Verfahren	zur	Wahrnehmung	des	Schutzauftrags	
bei	Kindeswohlgefährdung	zu	begleiten	und	zu	unterstützen.	
(3)	In	den	Arbeitszusammenschluss	sollen	regelmäßig	Vertreterinnen	und	Vertreter	mindestens	
folgender	Akteure	einbezogen	werden:		
1.	des	Allgemeinen	Sozialen	Dienstes,	
2.	der	Verfahrensbeistände,	
3.	der	insoweit	erfahrenen	Fachkräfte	nach	§	8	a	Absatz	1,	SGB	VIII	
4.	der	Polizei,	
5.	des	Familiengerichts,		
6.	der	Staatsanwaltschaft,	
7.	der	Schule	und	
8.	der	Gesundheitshilfe		
9.	Vertreter	und	Vertreterinnen	der	Leistungsbereiche	der	Jugendhilfe	(Kindertageseinrichtungen,	
Jugendarbeit,	Familienförderung,	Hilfen	zur	Erziehung)	
	
	
	
III.		Erläuterungen	zu	diesem	Vorschlag	
	
1.	Allgemeines	
Das	vorgeschlagene	Verfahren	eröffnet	dem	Jugendamt	in	Kooperation	mit	den	Berufsgeheimnisträgern	
nach	§	4	KKG	die	Durchführung	multiprofessioneller	Konsultationen	mit	einer	differenzierten	
Fokussierung	auf	die	Fall-	und	Prozessverantwortung.	Die	Moderation	der	Konsultation	bezieht	sich	auf	
die	Gestaltung	des	Beratungsprozesses,	die	Fallverantwortung	hingegen	liegt	bei	der	fallführenden	
Fachkraft	im	ASD.	Durch	den	Verpflichtungsgrad	für	den	Personenkreis	nach	§	4	Abs.	1	KKG	und	für	das	
Jugendamt	wird	insbesondere	in	komplexen	Fällen	ein	notwendiges	Maß	an	Perspektivenvielfalt	
hergestellt,	um	zu	angemessenen	Gefährdungseinschätzungen	zu	kommen.		
Soweit	im	Einzelfall	jugendamtsexterne	Fachkräfte	mit	einer	Moderation	im	Konsultationsverfahren	
beauftragt	werden,	erfolgt	die	Finanzierung	auf	der	Basis	von	Fachleistungsstunden	durch	den	
öffentlichen	Träger.		
	
	
2.	Idealtypischer	Ablauf	eines	Konsultationsverfahrens	
Bei	aller	Unterschiedlichkeit	vor	Ort	könnten	die	folgenden	Elemente	grundlegend	für	die	Ausgestaltung	
eines	externalisierten	Konsultationsverfahrens	sein:	

• Anregung	für	eine	Konsultation	durch	das	oder	an	das	Jugendamt	
• Beauftragung	einer	Person	mit	der	Koordination	einer	moderierten	Fallkonferenz	(Konsultation)	

durch	das	Jugendamt,	d.h.	Festlegung	des	Kreises	der	Beteiligten,	Einladung,	Klärung	von	Ort	und	
Umständen		

• Durchführung	der	Konsultation	unter	Moderation	
• Ergebnissicherung	und	Verabredung	zum	weiteren	Vorgehen		
• Austausch	über	die	Umsetzung	der	Verabredungen	zwischen	den	Beteiligten	
• Beobachtung	des	weiteren	Prozessverlaufs	durch	das	Jugendamt	
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3.	Der	Arbeitszusammenschluss	Kinderschutz	
Der	Vorschlag	für	ein	solches	Gremium	bedarf	keiner	vertieften	Erläuterung.	In	vielen	Jugendämtern	
existieren	vergleichbare	Netzwerke	die	sich	mit	konkreten	Fragen	des	Schutzes	von	Kindern	i.S.	des	§8a	
SGB	VIII	befassen,	die	lediglich	im	Blick	auf	die	konkrete	Aufgabenstellung	und	Zusammensetzung	an	
diese	Regelung	angepasst	werden	müssten.	Auch	hier	ist	eine	Zusammenarbeit	mehrerer	Jugendämter	
denkbar.	Die	Bildung	eines	solchen	Netzwerks	zum	Kinderschutz	trägt	der	allseits	akzeptierten	Tatsache	
Geltung,	dass	die	persönliche	Kenntnis	der	verschiedenen	Akteure	eines	der	wesentlichen	
Qualitätsmerkmale	im	Kinderschutz	ist.	
 
 
Gez. Karl Materla 
Bundesarbeitsgemeinschaft ASD/KSD 
Januar 2019 
 
 
 
 
 
Dieses Arbeitspapier basiert auf einem Beratungsprozess mit folgenden Personen: 
 
Prof. Dr. Hans-Jürgen Schimke (Lehrbeauftragter an der FH-Münster) 
Prof. Dr. Reinhold Schone (FH-Münster) 
Prof. Dr. Verena Klomann (Katho-Aachen) 
Britta Discher (Kinderschutzfachkraft Lebenszentrum Unna-Königsborn) 
Udo Hartmann (Kinderschutzfachkraft Jugendamt Stadt Münster) 
Karl Materla (Vorsitzender der BAG ASD/KSD) 
Sabine Trockel (Vorstandmitglied der BAG ASD/KSD, ASD-Leiterin Kreisjugendamt Steinfurt) 
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5.1 Beschlussvorschlag: 
  
  Kenntnisnahme und Diskussion 
 
5.2 Begründung: 
 

 Der Ausschuss hat sich im Jahr 2018 mehrfach mit der Reform des KiBiz beschäftigt, 
zuletzt im Rahmen der 110. Sitzung am 07.11.2018 in Dülmen. 
  

5.2.1 Beschluss der Kleinen Kommission 
 
Nachdem im Laufe des Monats Dezember 2018 bei den Verhandlungen zur KiBiz-
Reform mit dem Land deutliche Fortschritte erzielt werden konnten, hat sich die Klei-
ne Kommission am 19. Dezember 2018 intensiv mit der Thematik beschäftigt und 
hierzu folgenden Beschluss gefasst: 
 

1. „Die Kleine Kommission hält das Papier "Gesprächsstand zwischen den kommuna-
len Spitzenverbänden und dem Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge und In-
tegration" vom 06.12.2018 grundsätzlich für eine geeignete Grundlage für eine 
KiBiz-Reform, da es zentrale Forderungen der kommunalen Seite beinhaltet: 

 
− Herstellung der Auskömmlichkeit 
− Absenkung des kommunalen Trägeranteils 
− Indexierung der Pauschalen 
− Begrenzung der Rücklagenbildung der Träger 
− Zusage des Landes zur Investitionsförderung. 

 
2. Die Kleine Kommission erwartet, dass im Rahmen der KiBiz-Reform folgende  

Positionen berücksichtigt werden: 
 

− Bei der Reduzierung des kommunalen Trägeranteils auf Kosten des Landes 
in Höhe von 3 % werden insbesondere Kommunen mit eigenen Tagesein-
richtungen entlastet. Daher ist es sinnvoll, dass diese Kommunen die Kosten 
für die Absenkung weiterer drei Prozentpunkte, die auf Kosten der kommu-
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nalen Seite erfolgen, entsprechend der Anzahl der Plätze in Tageseinrich-
tungen selbst finanzieren. 

 
− Die Landesgarantie für Investitionen in Betreuungsplätze darf nicht nur den 

Neubau, sondern muss auch Veränderungen im Bestand, Reinvestitionen 
o.Ä. umfassen.  

 
3. Die Kleine Kommission beauftragt die Geschäftsstelle, mit dem Ministerium für 

Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes NRW (MKFFI) auf dieser 
Basis eine Vereinbarung zur Novellierung des KiBiz zu schließen.“ 

 
5.2.2 Abschluss der Vereinbarung 

 
Da sowohl Landkreistag als auch Städtetag in ihren Gremien ebenfalls zustimmende 
Beschlüsse gefasst hatten, haben sich die kommunalen Spitzenverbände mit Minister 
Dr. Stamp auf Eckpunkte für eine Reform des Kinderbildungsgesetzes verständigt (vgl. 
Anlage 1). Vorangegangen waren mehrere Verhandlungsrunden in Spitzengesprä-
chen der Hauptgeschäftsführer der kommunalen Spitzenverbände mit Minister Dr. 
Stamp und zahlreiche Abstimmungsgespräche mit der zuständigen Fachabteilung des 
Ministeriums. Die Geschäftsstelle konnte dabei die entscheidenden Positionen, die 
von den Gremien des Verbandes beschlossen worden sind, in den Eckpunkten realisie-
ren. 
 
Die kommunalen Spitzenverbände haben anlässlich der Unterzeichnung der Verein-
barung die als Anlage 2 beigefügte Presseerklärung veröffentlicht. Darin hat die 
kommunale Seite insbesondere hervorgehoben, dass das Finanzdefizit in der Kinder-
tagesbetreuung nun beseitigt werde. 
 
Die abgeschlossene Vereinbarung umfasst im Wesentlichen folgende Punkte: 
 
Herstellung der Auskömmlichkeit  
 
Zwischen Land und kommunalen Spitzenverbänden besteht dahingehend Konsens, 
zum Kindergartenjahr 2020/2021 die strukturelle Unterfinanzierung des Kinderbil-
dungsgesetzes zu beseitigen und die Auskömmlichkeit des Systems herzustellen. Die 
Herstellung der Auskömmlichkeit wird rd. 750 Mio. Euro kosten. Da Träger und Eltern 
nicht zur Finanzierung der Auskömmlichkeit herangezogen werden sollen, werden 
Land und Kommunen die Hälfte der Kosten tragen, d. h. jeweils 375 Mio. Euro pro 
Jahr. Hierdurch sinken relativ die Eigenanteile aller Träger von Tageseinrichtungen 
und der Anteil der Elternbeiträge.  
 
Zu beachten ist allerdings, dass ab dem Kita-Jahr 2020/2021 die Überbrückungsfinan-
zierung mit einem Umfang von 450 Mio. Euro entfallen wird (vgl. Schnellbrief 
190/2018, vom 16.07.2018), so dass den Tageseinrichtungen der entsprechend redu-
zierte Betrag, rd. 300 Mio. Euro zusätzlich zur Verfügung stehen wird. 
 
Die Kleine Kommission des Städte- und Gemeindebundes hatte in diesem Zusam-
menhang beschlossen, dass nach Herstellung der Auskömmlichkeit die Kommunen in 
Abstimmung mit den Trägern die Notwendigkeit von freiwilligen Leistungen überprü-
fen. 
 
Mit Schnellbrief vom 11.02.2019 (lfd. Nr. 45/2019) hat die Geschäftsstelle die Mit-
glieds-kommunen über den Rechenweg informiert, mit dem das örtliche Jugendamt 
die aus den 375 Mio. Euro entstehende Belastung errechnen kann (vgl. Anlage 3). 
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Index 
 
Um ein dauerhaft auskömmliches Finanzierungssystem zu realisieren, ist geplant, das 
KiBiz dahingehend zu ändern, dass die Personalkosten nach Maßgabe der tatsächli-
chen Kostenentwicklung indexiert werden. Im Gegensatz zum bestehenden Kinder-
bildungsgesetz sollen daher die Pauschalen auf der Grundlage von realen Kostenstei-
gerungen abgebildet werden. Damit soll die neue KiBiz-Finanzierung dauerhaft trag-
fähig sein. 
 
Die näheren Einzelheiten hierzu müssen mit dem Jugendministerium noch abge-
stimmt werden.  
 
Kommunaler Trägeranteil 
 
Die Geschäftsstelle hat sich in mehreren Spitzengesprächen nachdrücklich dafür ein-
gesetzt, dass im Rahmen der Reform des Kinderbildungsgesetzes der kommunale 
Trägeranteil abgesenkt wird. Hierdurch sollen die Steuerungsmöglichkeiten der 
Kommunen in der Jugendhilfe verbessert werden. Es konnte erreicht werden, dass der 
kommunale Trägeranteil um insgesamt 6 Prozentpunkte abgesenkt wird. 
 
Da ein Prozentpunkt in etwa Kosten in Höhe von 20 Mio. Euro versursacht, betragen 
die Kosten für die 6 Prozentpunkte rd. 120 Mio. Euro. Davon trägt das Land 3 Prozent-
punkte, weitere 3 Prozentpunkte werden von den Trägern der öffentlichen Jugendhil-
fe aufgebracht. Mit der Verringerung des Abstandes zwischen dem kommunalen Trä-
geranteil und den übrigen Trägeranteilen (vgl. die Übersicht Anlage 1 am Ende) wird 
eine wesentliche Position der kommunalen Spitzenverbände umgesetzt.  
 
Zu beachten ist, dass sich der Abstand zwischen dem kommunalen Trägeranteil und 
dem Trägeranteil der Kirchen nach dem neuen KiBiz von derzeit 9 % auf zukünftig rd. 
2 % reduzieren wird. Da die Kommunen mit eigenen Tageseinrichtungen über einen 
Abzug beim Belastungsausgleich allerdings die von ihnen zu tragenden 3 % aufbrin-
gen müssen, beträgt der Abstand zwischen dem kommunalen Trägeranteil und dem 
Trägeranteil der Kirchen faktisch 5 %. Wegen der Einzelheiten wird auf die Vereinba-
rung verwiesen. 
 
Flexible Öffnungszeiten 
 
Im Rahmen der Diskussion der KiBiz-Reform stellte die Realisierung von flexiblen Öff-
nungszeiten aus der Sicht des Jugendministeriums ein zentrales Thema dar. Das Land 
möchte für flexible Randzeiten 100 Mio. Euro zur Verfügung stellen, von denen die 
kommunale Seite insgesamt 20 Mio. Euro pro Jahr übernehmen soll. Die Steuerung 
der Angebote soll über die kommunale Bedarfsplanung erfolgen. Damit haben die Ju-
gendämter zukünftig erstmals die Möglichkeit, auch dann eine Erstattung ihrer Kos-
ten zu realisieren, wenn die Betreuung in der Tageseinrichtung über eine 45-Stunden-
Buchung hinausgeht. 
 
Rücklagenbildung 
 
Zwischen den Vereinbarungspartnern bestand frühzeitig Konsens darüber, dass die 
Möglichkeit der Rücklagenbildung bei den Trägern im Zuge der Novellierung wirksam 
begrenzt werden muss.  
 
Zu der Frage, wie im Einzelnen die Regelung im Referentenentwurf aussehen wird, 
werden zwischen den kommunalen Spitzenverbänden, dem Land und der freien Seite 
sowie den Kirchen noch Gespräche stattfinden. 
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Investitionsförderung/Platzausbau 
 
Für die Geschäftsstelle ist es in den Gesprächen von zentraler Bedeutung gewesen, 
dass im Rahmen des notwendigen weiteren Platzausbaus das Land den Kommunen 
und Trägern garantiert, jeden notwendigen Platz beim Ausbau zur Bewilligung auf 
der Grundlage der gültigen Förderrichtlinie zu finanzieren. Wie der Vereinbarung zu 
den Eckpunkten zu entnehmen ist, konnte nicht nur eine Platzgarantie als politische 
Zusage des Ministers realisiert werden. Es wurde auch ein Passus aufgenommen, wo-
nach notwendige weitere Mittel für den investiven Mehrbedarf durch die Landesre-
gierung zur Verfügung gestellt werden, wenn die im Haushaltsplan etatisierten Mittel 
in dieser Legislaturperiode nicht ausreichen sollten.  
 
Die Investitionsförderung soll auf der Grundlage der aktuell geltenden Förderrichtli-
nie für die Schaffung zusätzlicher Betreuungsplätze durch Neubau, Ausbau und Um-
bau sowie Ausstattungsmaßnahmen erfolgen. Entsprechend der Förderrichtlinie kann 
dann ein Anteil der Investitionsförderung für den Erhalt von Plätzen eingesetzt wer-
den, die ohne bauliche Investitionen entfallen würden. 
 
Auf dieser Basis wird das Jugendministerium NRW einen Referentenentwurf erarbei-
ten, der noch in der ersten Jahreshälfte in die Verbändeannäherung gehen soll. Damit 
die Träger die notwendige Planungssicherheit für die neue KiBiz-Finanzierung erhal-
ten, ist allerdings ein Vorlauf von mindestens einem Jahr erforderlich. Damit das Re-
formvorhaben zeitnah in Kraft treten kann, ist es daher erforderlich, dass das Land 
das Gesetzgebungsverfahren zügig auf den Weg bringt. 
 

5.2.3 Weitere Gespräche mit dem MKFFI NRW 
 
Inzwischen fanden mit der Fachabteilung des Jugendministeriums mehrere Gesprä-
che zur Umsetzung der Eckpunkte statt. Auf der Grundlage des Eckpunktepapiers be-
steht Einvernehmen darüber, dass die Anpassung der Kindpauschalen künftig durch 
eine jährliche Indexierung, orientiert an der tatsächlichen Kostenentwicklung, in der 
Systematik des Kinderbildungsgesetzes erfolgen soll. Ausgehend von der tatsächli-
chen Kostenentwicklung haben sich die kommunalen Spitzenverbände unter Einbe-
ziehung von Praktikern aus den Mitgliedskommunen dafür ausgesprochen, eine Inde-
xierung im Verhältnis 90 % Personalkosten und 10 % Sachkosten vorzusehen. Grund-
lage für die Dynamisierung der Personalkosten sollen KGSt-Werte sein.  
 
Mit Blick auf die verschiedenen landesseitig finanzierten Sonderfördertatbestände im 
Bereich der Finanzierungssystematik zum bestehenden Kinderbildungsgesetz ist ins-
besondere eine weitergehende Reduzierung des Verwaltungsaufwandes diskutiert 
worden. Die Überlegungen gehen aktuell dahin, die U3-Pauschale und die Verfü-
gungspauschale in die Kindpauschale zu integrieren, wobei die Kostenlast für die 
Pauschalen weiterhin zu 100 % beim Land liegen soll. Die Pauschalen für die plusKita 
und die Sprachförderung sollen gegebenenfalls ebenfalls zu einem gemeinsamen 
Sonderfördertatbestand zusammengefasst werden. 
 

5.2.4 Beitragsbefreiung für ein weiteres Kita-Jahr 
 
Für die kommunalen Spitzenverbände hat Minister Dr. Stamp am 08.01.2019 überra-
schend angekündigt, die Eltern für ein weiteres Kindergartenjahr von Elternbeiträgen 
freizustellen. Zur Finanzierung sollen die aus dem „Gute-Kita-Gesetz“ zur Verfügung 
stehenden Mittel verwendet werden. Die kommunale Seite erwartet, dass den Kom-
munen alle entstehenden Einnahmeausfälle erstattet werden.  
 
In den Gesprächen hat das Ministerium hierzu seine grundsätzliche Bereitschaft sig-
nalisiert, es ist allerdings der Auffassung, dass der für das letzte beitragsfreie Kinder-
gartenjahr in Ansatz gebrachte Abzug für ersparten Verwaltungsaufwand deutlich zu 



S. 5 v. 5  

Vorbericht zu TOP 5 der 111. Sitzung des Ausschusses für Jugend, Soziales und Gesundheit am 10.04.2019 in Frechen 

gering ist. Aktuell werden von dem errechneten fiktiven Beitragsaufkommen der El-
tern 6 % abgezogen, da die Kommunen Verwaltungsaufwand einsparen. Mit der 
Ausweitung auf ein weiteres, zweites Kindergartenjahr vor der Einschulung steige der 
bei den Kommunen ersparte Verwaltungsaufwand nach Einschätzung des MKFFI wei-
ter an, so dass hier ein höherer Wert von bis zu 25 % ersparter Verwaltungsaufwand 
bei den kommunalen Jugendämtern abzugsmindernd anzusetzen sei. 
 
Die Angelegenheit wurde inzwischen in mehreren Runden mit Praktikern der kom-
munalen Spitzenverbände diskutiert. Das Ergebnis der Diskussion ist, dass ein erspar-
ter Verwaltungsaufwand von 25 % viel zu hoch angesetzt ist. Nach den vorliegenden 
Rückmeldungen könne der Verwaltungsaufwand für beide Jahre auf maximal 9 % an-
gehoben werden.  
 
In den weiteren Verhandlungen mit dem Land konnte erzielt werden, dass zukünftig 
für beide beitragsfreie Jahre je 8 % in Abzug gebracht werden. 
 
Ausgehend von einer Elternbeitragsbefreiung von landesweit ca. 200 Mio. Euro pro 
Jahr dürften die Kosten für einen Prozentpunkt über beide Kindergartenjahre bei 4 
Mio. Euro liegen. 
 
 

5.2.5 Beschluss des Präsidiums 
 

Das Präsidium des Städte- und Gemeindebundes NRW hat sich in seiner 199. Sitzung 
am 20. März 2019 in Soest mit der KiBiz-Reform beschäftigt und hierzu folgenden Be-
schluss gefasst: 
 

„Das Präsidium fordert das Land auf, die mit Minister Dr. Stamp getroffene Vereinba-
rung zu den „Eckpunkten für eine Reform des Kinderbildungsgesetzes“ möglichst zü-
gig durch ein entsprechendes Gesetzgebungsverfahren umzusetzen, damit die Träger 
von Tageseinrichtungen die notwendige Planungssicherheit erhalten. 
 
Das Präsidium nimmt zur Kenntnis, dass das Land beabsichtigt, die Eltern für ein wei-
teres Kita-Jahr von ihren Beiträgen freizustellen. Es erwartet eine Erstattung der den 
Kommunen entstehenden Einnahmeausfälle. Ersparte Verwaltungskosten sind in 
Höhe von maximal 9 % der Elternbeitragseinnahmen in Abzug zu bringen.“ 
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6.1 Beschlussvorschlag: 
  
  Kenntnisnahme und Diskussion 
 
6.2 Begründung: 
 

Der Ausschuss hatte sich bereits in den letzten Sitzungen - zuletzt im Rahmen der 
110. Sitzung am 07.11.2018 in Dülmen - mit dem Übergang des Rückgriffs beim Un-
terhaltsvorschuss auf das Land beschäftigt.  
 
Rechtlicher Rahmen: 
 
Zwischenzeitlich hat der Landtag das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Er-
richtung des Landesamtes für Finanzen und zur Ablösung und Änderung weiterer Ge-
setze (Anlage 1) verabschiedet. Danach übernimmt das Landesamt für Finanzen ab 
dem 01.07.2019 die Aufgaben für die Vollstreckung nach § 7 UVG. Zudem hat die 
Landesregierung die Verordnung zur Durchführung des Unterhaltsvorschussgesetzes 
(Anlage 2) in Kraft gesetzt. Hiermit werden ebenfalls die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für den Übergang des Rückgriffs statuiert. Gegenüber dem ursprünglichen 
Referentenentwurf vom 18.09.2018 und dem Entwurf der Verordnung haben sich 
praktisch keine Änderungen ergeben. 
 
Die kommunalen Spitzenverbände haben bereits mit Stellungnahme vom 03.12.2018 
zu dem Entwurf eine Stellungnahme abgegeben, die der Anlage 3 entnommen wer-
den kann. Darin hat sich die kommunale Seite insbesondere dafür ausgesprochen, 
dass auch Altfälle, also jene Anträge der Berechtigten auf Unterhaltsvorschuss, die vor 
dem 01.07.2019 eingegangen sind, auf das Land übergehen sollten.  
 
Darüber hinaus haben die kommunalen Spitzenverbände betont, dass die beabsich-
tigte Verteilung der Einnahmen aus dem Rückgriff ab dem 01.07.2019 nicht akzepta-
bel sei. Da ein Drittel des Aufwandes bei den Kommunen verbleiben wird, müssten 
den Kommunen mindestens ein Drittel der Rückgriffseinnahmen zustehen. Wegen 
der Einzelheiten wird auf die Stellungnahme vom 03.12.2018 verwiesen. 
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In der endgültigen gesetzlichen Regelung bzw. der Verordnung sind die Argumente 
der kommunalen Seite nicht mehr aufgegriffen worden. Sowohl das Gesetz als auch 
die Verordnung sind zum 01.01.2019 in Kraft getreten.  
 
Nach dem Gesetz zur Ausführung des Unterhaltsvorschussgesetzes des Landes NRW 
ist vorgesehen, dass die Landesregierung dem Landtag bis spätestens zum 31.03.2019 
mit dem Ziel berichtet, den Bedarf für die Anpassung der getroffenen Regelungen an 
die tatsächliche Belastung der betroffenen Kostenträger unter Berücksichtigung aller 
kostensteigenden und –senkenden Faktoren zu übermitteln, wobei die Kommunen 
gegenüber dem Stand vom 31.12.2016 nicht stärker mit Kosten belastet werden sol-
len. Die kommunalen Spitzenverbände beabsichtigen vor diesem Hintergrund, in die-
sem Rahmen die dargestellten kommunalen Forderungen nochmals einzubringen. 
 
Austausch mit dem Aufbaustab: 
 
Am 14.03.2019 fand eine Besprechung mit dem Aufbaustab beim Innenministerium 
des Landes NRW statt. Die Vertreter des Ministeriums wiesen darauf hin, dass der Ge-
samtprozess zur Übergang des Rückgriffs auf das Land weit vorangeschritten sei.  
 
Zur Rechtmäßigkeit zur Übermittlung von Daten der Unterhaltsvorschussstellen an 
das Land beabsichtigt die Landesregierung den Erlass einer Datenverordnung. Zudem 
ist beabsichtigt, zur Realisierung des zentralen Rückgriffs durch das Land eine Nieder-
lassung in Essen zu errichten. Diese soll bereits zum 01.04.2019 ihre Arbeit aufneh-
men und zum 01.07.2019 mit 50-60 Fachkräften besetzt sein. Es seien in den Folge-
jahren noch zusätzliche Standorte geplant. Im Endausbaustadium 2023 sollen bei der 
Landesbehörde ca. 600 Personen beschäftigt werden. 
 
In der Datenverordnung soll konkret geregelt werden, welche Daten übermittelt wer-
den dürfen und welche konkret erhoben werden. Grundsätzlich sollen weniger Daten 
erhoben werden, als bei der kommunalen Seite bereits vorliegen. Gerichtliche Titel 
müssten allerdings nach wie vor postalisch übersandt werden. Wegen der Einzelhei-
ten wird auf den beigefügten Entwurf der Datenverordnung verwiesen (vgl. Anlage 4) 
 
Die Datenübermittlung soll über das DOI-Webnetz erfolgen, das nach Mitteilung des 
Aufbaustandes in den Kommunen bereits zur Anwendung komme. Um die Anwen-
dung so einfach wie möglich zu gestalten, sollen im Mai/Juni 2019 Präsenzschulun-
gen stattfinden, an denen pro Kommune ein Vertreter teilnehmen könne. Zudem soll 
es zur Handhabung der Webanwendung eine Dokumentation geben. 
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a) SGB VIII Reform 
 
Unter Federführung des BMFSFJ fällt auf Bundesebene aktuell der Dialogprozess „Mitreden 
– Mitgestalten: Die Zukunft der Kinder- und Jugendhilfe“ statt. In diesem Rahmen wird mit 
einem Kreis von über 80 Vertreterinnen und Vertretern von Fachverbänden und Institutio-
nen die Reform des SGB VIII und in diesem Zusammenhang vor allem das Thema Inklusion – 
große Lösung – diskutiert. Auf Bundesebene ist das Jugendministerium des Landes Nord-
rhein-Westfalen vertreten.  
 
Das MKFFI NRW hat am 07.03.2019 zu einem Austauschgespräch eingeladen, an dem ne-
ben den drei kommunalen Spitzenverbänden die beiden Landschaftsverbände sowie Vertre-
ter der freien Seite teilgenommen haben. Dem Ministerium geht es in erster Linie darum, 
gemeinsam mit den Verbänden in einen Austausch zu kommen und die Diskussion ergeb-
nisoffen zu führen.  
 
Unter den Teilnehmerinnen und Teilnehmern bestand Einvernehmen darüber, den Dialog-
prozess des BMFSFJ in dieser Runde fachpolitisch begleiten zu wollen, um denkbaren Hand-
lungsbedarf und Vorschläge zur SGB VIII Reform zu formulieren. Das MKFFI kündigte in die-
sem Zusammenhang an, dass sich das Land vorbehalte, sich im Nachgang zum Beteili-
gungsprozess des Bundes zu äußern, um damit Themen jenseits der im o.g. Prozess thema-
tisierten Fragestellungen einer Plattform zu geben.  
 
Die Teilnehmenden verständigten sich vor diesem Hintergrund darauf, weitere Fachgesprä-
che zu führen.  
 
b) Rahmenvertragsverhandlungen nach § 78 f SGB VIII 
 
Die kommunalen Spitzenverbände hatten im Rahmen der Landesarbeitsgemeinschaft für 
öffentliche und freie Wohlfahrtspflege (LAGÖF) verabredet, dass die Rahmenvertragsver-
handlungen nach § 78 f SGB VIII wieder aufgenommen werden. Die kommunale Seite hat 
daher ihren gemeinsamen Arbeitskreis „Hilfen zur Erziehung“ einberufen und die Thematik 
dort diskutiert. Ergebnis der Diskussion ist das als Anlage 1 beigefügte Papier, das die Ge-
schäftsstellen der kommunalen Spitzenverbände nochmals aktualisiert haben. 
 

 

_ 
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Die Rahmenvertragsverhandlungen der kommunalen Spitzenverbände mit der freien Seite 
werden noch vor der Sitzung des Ausschusses aufgenommen. Vor diesem Hintergrund wird 
die Geschäftsstelle in der Sitzung über den aktuellen Sachstand berichten. 
 
c) Gutachten Krankenhausstruktur 

 
Das MAGS NRW ist verpflichtet, einen Krankenhausplan aufzustellen und ihn fortzuschrei-
ben. Der Krankenhausplan weist den Stand und die vorgesehene Entwicklung der für eine 
ortsnahe, bedarfsgerechte leistungsfähige und wirtschaftliche Versorgung der Bevölkerung 
erforderlichen Krankenhäuser und Ausbildungsstätten gemäß § 2 Nr. 1 AKHG aus und be-
steht nach § 12 Krankenhausgestaltungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (KHGG) 
aus den Rahmenvorgaben und den regionalen Planungskonzepten. Die Rahmenvorgaben 
erhalten die Planungsgrundsätze und die Vorgaben für die notwendigen aufeinander abge-
stimmten Versorgungsangebote nach ihrer regionalen Verteilung, Art, Zahl und Qualität. 
Der Krankenhausplan NRW 2015 ist am 23. Juli 2013 in Kraft getreten und löst die bisheri-
gen Rahmenvorgaben ab. 
 
Minister Laumann beabsichtigt an der bisherigen Krankenhausplanung offenbar deutliche 
Veränderungen vorzunehmen. Die Krankenhausplanung soll insbesondere zügiger als bis-
lang durchgeführt werden. Laumann sieht laut Presseberichten die regionalen Planungs-
konferenzen von Krankenhäusern und Krankenkassen als problematisch an.  
 
Ein Gutachten zur bestehenden Versorgungsstruktur soll die Basis für einen weiteren Lan-
deskrankenhausplan sein. Das Gutachten wird nach Information der Geschäftsstelle aus 
zwei Teile bestehen, nämlich die Erfassung der Ist-Situation für Nordrhein-Westfalen und 
darauf aufbauend die Handlungsempfehlungen für die weitere Planung. Das Gutachten soll 
Mitte des Jahres 2019 vorliegen. 
 
d) Sachstand Schulsozialarbeit 

 
Das Land wendet pro Jahr rund 47,7 Mio. Euro zur Umsetzung des Landesprogramms  
Bildung und Teilhabe für Schulsozialarbeit auf. Hierbei handelt es sich um Mittel, die im 
Haushalt des MAGS NRW etatisiert werden. Die Mittel dienen dazu, dass Sozialarbei-
ter/Innen beratend tätig werden, damit die Bildungs- und Teilhabepaket-Leistungen in Hö-
he von rund 185 Mio. Euro (2017) für NRW tatsächlich verwendet werden. 
 
Hintergrund für den Gespräch mit Minister Laumann ist das geplante Starke-Familien-
Gesetz des Bundes. Das Gesetz zielt nicht nur darauf ab, Familien mit kleinen Einkommen 
und Alleinerziehende mit einem höheren Kinderzuschlag zu entlasten, es soll auch zu ver-
besserten Leistungen für Bildung und Teilhabe kommen. 
 
Im Bereich der Leistungen für Bildung und Teilhabe sind nach dem Gesetzentwurf folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 
 

− Erhöhung des Betrages für die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf, 
− Wegfall der Eigenanteile bei gemeinschaftlicher Mittagsverpflegung und Schülerbe-

förderung, 
− Regelung zur Unabhängigkeit des Anspruchs auf Lernförderung von einer Verset-

zungsgefährdung, 
− Verwaltungsvereinfachung durch Wegfall gesonderter Anträge für Schulausflüge, 

Schülerbeförderung, gemeinschaftliche Mittagsverpflegung und Teilhabeleistun-
gen; zudem wird grundsätzlich auch die Einbindung der Leistungen für Bildung und 
Teilhabe durch Geldleistungen ermöglicht, 

− Einführung der Möglichkeit für Schulen, die Leistungen für Schulausflüge für leis-
tungsberechtigte Kinder gesammelt mit einem zuständigen Träger abzurechnen. 
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Das MAGS NRW steht auf dem Standpunkt, dass vor diesem Hintergrund das Landespro-
gramm nicht mehr erforderlich ist. Aus der Sicht des Ministeriums stellt sich die Frage, ob 
die Mittel etwa in den Bereich Arbeit umgeleitet werden sollten. 
 
Nach Einschätzung der Geschäftsstelle ist aktuell nicht erkennbar, ob der Verwaltungsauf-
wand im Bereich der Leistungen für Bildung und Teilhabe tatsächlich im erheblichen Um-
fang reduziert wird. Daher sollten die Mittel des Landes beibehalten werden und die Aus-
wirkungen des Starke-Familien-Gesetz für NRW evaluiert werden. 
 
e) Zeit und Ort der nächsten Sitzung 
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Verhandlungen zu einem 
Rahmenvertrag gemäß § 78f SGB VIII für Nordrhein-Westfalen 

 
Zentrale Eckpunkte aus kommunaler Sicht 

  
– Entwurf (Stand: 18.03.2019) – 

 
 
 
Damit der Abschluss eines neuen Rahmenvertrags gemäß § 78f SGB VIII-Westfalen aus kommunaler 
Sicht sinnvoll ist, müssen insbesondere folgende Punkte unter folgenden Aspekten bearbeitet werden: 
 

1. Auslastungsgrad 
 
Der kalkulatorische Auslastungsgrad lag im früheren Rahmenvertrag bei 93 %. Neben (1.) 
einer möglichen genehmigten Kapazitätsüberschreitung, (2.) der Möglichkeit, freigehaltene 
Plätze für bestimmte Zeiträume weitervergütet zu erhalten und (3.) bereits in den Tagessätzen 
einkalkulierten Ertragsspannen legt (4.) dieser kalkulatorische Auslastungsgrad den Rahmen 
fest, innerhalb dessen eine Einrichtung Überschüsse erwirtschaften kann. Der kalkulatorische 
Auslastungsgrad bedeutet damit de facto eine garantierte Gewinnerwartung. 
 
Der kalkulatorische Auslastungsgrad ist daher unter Berücksichtigung der Ertragspotentiale zu 
den anderen o. a. Aspekten so anzuheben, dass eine marktüblich zuzubilligende 
Gewinnerwartungsmöglichkeit weiterbesteht, jedoch nicht überschritten wird. Mit Blick 
darauf, dass bei großen Einrichtungen schon aus arithmetischen Gründen automatisch ein 
jahresbezogen höherer Auslastungsgrad die Regel sein kann und muss, sollte der 
Auslastungsgrad nach Einrichtungsgrößenklassen gestaffelt werden. Da zudem bei 
erforderlichem Angebotsumbau eine Umstellungsphase durchlaufen werden muss, ist er 
zugleich mit zeitlicher Verzögerung anzuheben. 
 
Ziel muss die Erreichung eines nach Einrichtungsgrößenklassen gestaffelten 
Auslastungsgrades von für alle Angebote nach § 34 SGB VIII, § 35 SGB VIII (stationär), § 
35a SGB VIII (stationär) und § 41 SGB VIII von 
 
- 95 % (Einrichtung mit bis zu 10 Plätzen), 
- 96 % (Einrichtung mit 11 bis 60 Plätzen), 
- 97 % (Einrichtungen mit 61 bis 110 Plätzen) bzw. 
- 98 % (Einrichtungen mit über 110 Plätzen) sein. 
 
Dieses Ziel muss in jeder Einrichtung 12 Monate nach Inkrafttreten der ersten, auf Grundlage 
des neuen Rahmenvertrages abgeschlossenen, einrichtungsbezogenen 
Vergütungsvereinbarung erreicht werden. 
 
Bestehende Intensivangebote sind bis zum 31.12.2017 entsprechend der Struktur des neuen 
Vertrages umzuwandeln. 
 



   

 
2. Pädagogische Dichte 

 
Mit Blick auf die Herstellung einer flexiblen und kindeswohlgebotenen pädagogischen 
Betreuungsintensität – wirtschaftliche Konsolidierung ohne Standardabbau – ist die bisherige 
Versäulung der Gruppenstrukturen (Regel-/ Intensiv- und Niedrigangebot) aufzuheben und 
durch ein einheitliches Basisangebot zu ersetzen. Hierzu ist die Leistungsfähigkeit der 
bisherigen Regelgruppen zu stärken, um auch Kinder und Jugendliche mit einem höheren 
Betreuungsbedarf qualitativ angemessen versorgen zu können. Dabei ist personelle 
Ausstattung nach dem Schlüssel 1 : 1,69 festzulegen. 
 
Über die Verbesserung der pädagogischen Dichten wird eine qualitative Stärkung der 
Regelangebote – die auch das Krisenmanagement mit Ziel des Verbleibs in der Einrichtung 
umfassen (Absenkung der Abbruchquote) – erzielt. Notwendige Doppelbesetzungen werden 
abgesichert. 
 
Zusätzliche individuelle Hilfebedarfe werden ergänzend über das Instrument von individuellen 
Zusatzleistungen auf Fachleistungsstundenbasis abgedeckt. Solche Zusatzleistungen in den 
Regelgruppen sind pädagogisch sinnvoller, als ein Wechsel der Kinder zwischen den 
Angebotssegmenten. Sie sind zeitlich befristet über das individuelle Hilfeplanverfahren – das 
in der Regel zweimal jährlich durchzuführen ist – zu steuern. 
 

3. Personelle Betriebsaufwendungen / Personalkostentransparenz 
 
Hinsichtlich der personellen Betriebsaufwendungen sind landesweite Sätze rahmenvertraglich 
festzulegen. Grundlage hierfür ist die bereits ausgehandelte neue „Anlage X 
(Personalkostenkriterien nach § 10 des Rahmenvertrages)“. Damit ist der jeweils für den 
Träger anwendbare Tarifvertrag anzuwenden – für nicht tarifvertraglich gebundene Träger 
höchstens der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD), Sozial- und Erziehungsdienst 
(SuE). 
 

4. Sächliche Betriebsaufwendungen 
 
Es sind – wie bisher – Sachkostenrichtwerte zu vereinbaren, spätestens 3 Monate vor Ablauf 
eines Kalenderjahres durch die Landeskommission zu ermitteln, festzusetzen und zu 
veröffentlichen (Anlage VII). 
 

5. Investive Aufwendungen 
 
Es dürfen nur betriebsnotwendige Investitionsaufwendungen, also solche für 
 
• Maßnahmen einschließlich Kapitalkosten, die dazu bestimmt sind, die für den Betrieb der 

Einrichtung notwendigen Gebäude und sonstigen abschreibungsfähigen Anlagegüter 
herzustellen, anzuschaffen, wiederzubeschaffen, zu ergänzen, instandzuhalten oder 
instandzusetzen, 

• Miete, Pacht, Erbbauzins, Nutzung oder Mitbenutzung von Gebäuden oder sonstige 
abschreibungsfähigen Anlagegüter, 

 
einkalkuliert werden. Nicht berücksichtigt werden dürfen Aufwendungen für den Erwerb und 
die Erschließung von Grundstücken, den Ankauf oder die innerbetriebliche Umstellung von 
Einrichtungen sowie die Schließung von Einrichtungen oder ihre Umstellung auf andere 
Aufgaben. 
 
Dies ist durch ein zu vereinbarendes effizientes Verfahren zu gewährleisten. 

 
 
 
 
 



   

 
6. Verfahrensabläufe 

 
Es ist sicherzustellen, dass keine Einzelvergütungsverhandlungen allein mit dem Ziel formell 
eröffnet werden können, ohne Weiteres nach sechs Wochen die Schiedsstelle anrufen zu 
können. Das darin liegende Missbrauchspotential ist, soweit bundesrechtlich möglich, durch 
Veränderung der Frist oder durch nähere Bestimmung der Voraussetzungen für den Beginn 
des Fristlaufs zu beheben. 
 

7. Qualitätsvereinbarungen 
 
Es sind – in Abkehr von der bisherigen Orientierung auch der Qualitätsbewertung an 
Personalschlüsseln – landesweit anwendbare Parameter zur Qualitätsanalyse vorzusehen. 
Diese müssen, soweit möglich, Indikatoren für den erzieherischen Erfolg der Einrichtung 
beinhalten. Es muss eine Umsetzung von § 79a SGB VIII erfolgen. Basis sind die Anlagen III 
und X. Die Träger haben sich an der Entwicklung eines qualifizierten Rückführungs- und 
Beendigungsmanagements zu beteiligen. 
 

8. Rahmen der Bindungswirkung 
 
Es ist vorzusehen, dass der Beitritt zum kommenden Rahmenvertrag bewirkt, dass der 
öffentliche Träger der Jugendhilfe ausschließlich über solche Träger und Einrichtungen 
Maßnahmen durchführen dürfen, mit denen zuvor Vergütungsvereinbarungen auf Grundlage 
des Rahmenvertrags abgeschlossen wurden. Dies gilt insbesondere mit Blick auf 
Auslandsmaßnahmen. 
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